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Antrag 

der Abgeordneten Marianne Klappert, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Dr. Marliese 
Dobberthien, Lothar Ibrügger, Ernst Kastning, Rolf Koitzsch, Hinrich Kuessner, 
Ulrike Mehl, Rudolf Müller (Schweinfurt), Jan Oostergetelo, Dr. Hermann Scheer, 
Horst Sielaff, Karl-Heinz Schröter, Dr. Peter Struck, Joachim Tappe, Dr. Gerald 
Thalheim, Gudrun Weyel, Hermann Wimmer (Neuötting), Matthias Weisheit, 
Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


Tierschutz verbessern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß der dritte Tierschutz- 
bericht der Bundesregierung - Drucksache 12/4242 - trotz posi- 
tiver Tendenzen in Einzelbereichen im ganzen keine durchgrei- 
fenden Tierschutzverbesserungen gegenüber dem Tierschutzbe- 
richt 1991 aufzeigen kann. Vor allem in den Bereichen Intensiv- 
tierhaltung, Tiertransporte und Tierversuche sind keine wesent- 
lichen Verbesserungen des Tierschutzes erkennbar. 

Der Deutsche Bundestag ist deshalb der Auffassung, daß der 
Tierschutz explizit in die Verfassung der Bundesrepublik 
Deutschland aufgenommen werden muß und daß es bei der lau- 
fenden Novellierung des Tierschutzgesetzes zu deutlichen Ver- 
besserungen kommen muß. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß der Vollzug tierschutz- 
rechtlicher Bestimmungen durch die Bundesländer Mängel auf- 
weist. Er fordert deshalb die Bundesländer auf, den Vollzug tier- 
schutzrechtlicher Bestimmungen zu verbessern. Die Bundeslän- 
der werden aufgefordert, zum Abbau der Vollzugsdefizite die 
nach Landesrecht zuständigen Behörden entsprechend den An- 
forderungen des Tierschutzgesetzes auszustatten und zu unter- 
stützen. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß in der Nutztierhaltung 
durch die Vorlage der EG -Richtlinien zum Schutz von Schweinen 
und Kälbern und die Verabschiedung völkerrechtlich verbind- 
licher Tierschutzempfehlungen für Schafe und Ziegen ein verbes- 
serter Schutz von Tieren geschaffen worden ist. Der Deutsche 
Bundestag bedauert aber, daß die geltenden EG-Regelungen 
nicht zu einer Abkehr von der tierquälerischen Intensivtierhal- 
tung führen. Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundes- 
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regierung auf, die wirtschaftlichen und gesetzlichen Rahmenbe- 
dingungen für tierhaltende landwirtschaftliche Betriebe dahin 
gehend zu verändern, daß tierartgerechte Haltungsformen geför- 
dert werden. Dabei sind insbesondere die Mindestanforderungen 
für die Haltung von Nutztieren nach verhaltenswissenschaftlichen 
Gesichtspunkten zu erweitern und im Gesetz festzuschreiben. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
Gutachten zur tierschutzgerechten Haltung von Säugetieren, 
Wildtieren in Gehegen, Vögeln und das Gutachten zur Haltung 
von Reptilien und Amphibien schnellstmöglich vorzulegen. Die 
Ergebnisse sollen als Grundlage für die Erarbeitung verbindlicher 
Richtlinien und Erlasse zu Mindestanforderungen an die artge- 
rechte private und kommerzielle Tierhaltung dienen. Im Vorgriff 
auf diese Richtlinien sind für Arten, bei denen die Möglichkeit der 
artgerechten Haltung stark angezweifelt wird - insbesondere für 
Delphine, Menschenaffen und einige Großsäuger einheitliche 
Mindestanforderungen für die artgerechte Haltung festzulegen 
oder Haltungsverbote zu erlassen. 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus aufgefordert, sich bei 
der Novellierung des Tierschutzgesetzes dafür einzusetzen, daß 

— Zootierbestände ausschließlich aus Nachzuchten aufgebaut 
werden und Ausnahmen nur im Rahmen von wissenschaftlich 
begründbaren Erhaltungszuchtprogrammen zulässig sind; 

— Zoos für Nachzuchten bestimmter Tierarten den Nachweis zu 
erbringen haben, daß diese entweder in eigenen Anlagen art- 
gerecht untergebracht und gepflegt oder an entsprechende 
Einrichtungen abgegeben werden. Dazu ist eine unverwech- 
selbare Kennzeichnung der Tiere sowie eine lückenlose Buch- 
führung über Nachzuchten, Neuerwerbungen, Zu- und Ab- 
gänge (einschließlich Todesfälle) erforderlich. Die Abgabe soll 
dabei nur an andere buchführungspflichtige Einrichtungen 
möglich sein; 

— Tiere nicht an den kommerziellen Handel abgegeben werden 
dürfen; 

— ausreichende Kapazitäten in Auffangstationen zur Verfügung 
gestellt werden, um Tiere aus geschlossenen Einrichtungen 
oder beschlagnahmte Tiere vorübergehend unterbringen zu 
können; 

— für Zirkustiere die gleichen Mindestanforderungen wie für 
Zootiere gelten. 

Der Deutsche Bundestag stellt mit Besorgnis fest, daß es bislang 
nicht gelungen ist, die Situation der Tiere beim Transport ent- 
scheidend zu verbessern. Insbesondere bedauert der Deutsche 
Bundestag, daß in der vorgelegten Richtlinie zur Änderung der 
Richtlinie 91/628/EWG betreffend den Schutz der Tiere beim 
Transport keine Transportzeitbegrenzung festgeschrieben wor- 
den ist. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
sich weiterhin entschieden für eine Begrenzung der Transportzeit 
einzusetzen. 

Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, für den Transport 
besonders geschützter Arten Mindestanforderungen festzusetzen 
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und sich auf internationaler Ebene für einen möglichst hohen 
Standard des tierschutzgerechten Tiertransportes einzusetzen. 
Für Exemplare der besonders geschützten Arten, die der Natur 
entnommen wurden und nachweislich hohen Verlusten bei Fang, 
Quarantäne und Transport unterliegen, sind im Einzelfall Trans- 
port- und Importverbote anzustreben. Transportverpflichtungen, 
die aus anderen gesetzlichen Bestimmungen herrühren, dürfen 
dem nicht entgegenstehen und sind entsprechend anzupassen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt alle Bemühungen, die zu einer 
Reduzierung der Tierversuchszahlen führen, Er bemängelt aber, 
daß die Tierversuchszahlen im Tierschutzbericht keinen exakten 
Überblick über die tatsächlich verbrauchten Tiere gibt und fordert 
die Bundesregierung auf, die Statistik um die zur Organent- 
nahme, zur Aus- und Fortbildung und zur Produktherstellung 
getöteten Tiere zu erweitern. Darüber hinaus fordert der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung auf, die Gesetze, in denen Tier- 
versuche zur Toxizitätsprüfung gefordert werden, dahin gehend 
zu ändern, daß verstärkt vorhandene und validierte Ersatzmetho- 
den angewendet werden können und müssen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Einrichtung einer Zentral- 
stelle zur Erfassung und Bewertung von Ersatz- und Ergänzungs- 
methoden zum Tierversuche (ZEBET). Er fordert die Bundesregie- 
rung auf, für den raschen Ausbau und die erforderliche materielle 
und personelle Ausstattung Sorge zu tragen. Weiterhin fordert der 
Deutsche Bundestag die Bundesregierung auf, in der EG darauf 
zu dringen, daß das in Ispra (Italien) gegründete Zentrum zur 
Validierung von Alternativmethoden der EG (ECVAM) schnellst- 
möglich aufgebaut wird. 

Der Deutsche Bundestag erwartet, daß sich die Bundesregierung 
auf EG-Ebene weiterhin entschieden für ein einheitlich hohes 
Tierschutzniveau einsetzt. 


Bonn, den 14. April 1994 

Marianne Klappert 
Dr. Ulrich Böhme (Unna) 

Dr. Marliese Dobberthien 
Lothar Ibrügger 
Ernst Kastning 
Rolf Koitzsch 
Hinrich Kuessner 
Ulrike Mehl 

Rudolf Müller (Schweinfurt) 
Jan Oostergetelo 


Dr. Hermann Scheer 
Horst Sielaff 
Karl-Heinz Schröter 
Dr. Peter Struck 
Joachim Tappe 
Dr. Gerald Thalheim 
Gudrun Weyel 

Hermann Wimmer (Neuötting) 
Matthias Weisheit 
Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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